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Die Krise in Europa ist längst nicht vorbei, und es spricht 
wenig dafür, dass sie 2017 von der Bildfläche verschwindet 
– die Unsicherheit über Italien, die anhaltenden Schwierig-
keiten Griechenlands und die Folgen der Brexit-Entscheidung 
sind nur einige der Probleme, die Europa plagen. Das eine 
Allheilmittel für die europäische Wirtschaft gibt es nicht. 
Eine ziemlich wirksame Arznei hat sich die EU aber selbst 
schon verordnet: den sogenannten Junckerplan, der In-
vestitionen in Milliardenhöhe anstoßen soll. Jetzt kommt es 
darauf an, dass die EU-Länder die Medizin auch richtig ein-
nehmen, und da steht Deutschland besonders in der Pflicht. 
Gerade hierzulande ist gegen den jüngst erweiterten Plan 
viel Kritisches zu hören – aber gerade hier muss man sich be-
herzt zu ihm bekennen. Die Investitionen von heute in den 
Krisenländern Europas sind nämlich die Wachstumsimpulse 
von morgen für die ganze EU. Der 2014 initiierte Plan soll 
über ein gezieltes Kreditprogramm Investitionen in die 
Infrastruktur und die Modernisierung kleiner und mittlerer 
Unternehmen von insgesamt 315 Milliarden Euro auslösen. 
Die Umsetzung des Europäischen Fonds für Strategische 
Investitionen (EFSI), Kernstück des Plans, ist gut angelaufen. 
Für über 40 Prozent der geplanten Finanzierungzusagen 
sind per Oktober 2016 Projekte genehmigt worden. Durch 
die Einbindung insbesondere anderer nationaler Fördermit-
tel – in Deutschland beispielsweise über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) – erscheinen auch die unterstellten 
Anstoßeffekte auf private Investitionen realistisch.

Dennoch hagelt es Kritik. Der Europäische Rechnungshof 
fragt sich, ob die getätigten Investitionen nicht so oder so 
stattgefunden hätten und wittert Mitnahmeeffekte. Im deut-
schen Bundestag wird die Gefahr der Verdrängung privater 
Finanzierungsstrukturen heraufbeschworen. Eine Zwischene-
valuation von EY bemängelt die regionale Ungleichvertei-
lung der Kreditzusagen.

Aber bei aller (teilweise berechtigter) Kritik: Derzeit ist 
der EFSI eines der wenigen realistischen Instrumente, um 
der lahmenden europäischen Wirtschaft zu helfen und ein 

deutliches Signal für die europäische Integration zu setzen. 
Besonders der Fokus auf KMUs und Infrastrukturinvestitio-
nen macht es zu einem geeigneten Instrument.

Tatsächlich kann es sein, dass teilweise Projekte gefördert 
werden, die auch ohne die europäischen Mittel durchge-
führt worden wären. Andererseits könnten die zusätzlichen 
Wachstumsimpulse des EFSI deutlich größer sein als das 
anvisierte Ziel. Wenn auch nur ein Teil der EFSI-Mittel zusätz-
liche Investitionen in den Krisenländern anstößt, steigen 
dort Einkommen und Beschäftigung, was zu weiteren 
Investitionsanreizen führt. Über die enge Verflechtung der 
europäischen Volkswirtschaften kommen diese Impulse 
dann auch im übrigen Europa – insbesondere in Deutsch-
land – an.

Auch die Kritik an den möglichen Verdrängungseffekten pri-
vater Finanzierungsstrukturen geht ins Leere. Bisher haben 
(pro Kopf) Italien, Spanien und Frankreich überdurchschnitt-
lich von den Kreditprogrammen profitiert. Länder also, in 
denen die privaten Finanzierungsstrukturen alles andere als 
gesund und effizient sind. In Osteuropa, wo bislang relativ 
wenige Zusagen vorliegen, dürfte die Kooperation mit der 
Europäischen Investitionsbank, die das Kreditprogramm 
steuert, zu einer Verbesserung der Leistungsfähigkeit des 
Finanzsystems beitragen.

Angesichts der positiven Zwischenbilanz war es die richtige 
Entscheidung, den Plan trotz deutscher Zurückhaltung 
jüngst aufzustocken und zu verlängern. In der nächsten Pha-
se sollten aber stärker Investitionen in soziale Infrastruktur 
gefördert werden – in Gesundheitsstrukturen in unterversorg-
ten Regionen, in Bildungseinrichtungen, in Strukturen, die 
die Integration von Migrantinnen und Migranten begleiten. 
So könnten die Impulse der europäischen Integration noch 
näher an die Menschen gebracht werden.

Eine längere Fassung dieses Kommentars ist Anfang Januar 
bei Focus Online erschienen.
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